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Öffentliche
Finanzen

Gebietskörperschaften

Entwicklung seit Jahresbeginn

Die Finanzlage der Gebietskörperschaften

entwickelte sich im ersten Quartal 1998

etwas günstiger als im vergleichbaren Vor-

jahrszeitraum; auch in den Haushaltsplanun-

gen für das gesamte Jahr ist eine Verbesse-

rung gegenüber 1997 vorgesehen. Das Defi-

zit des Bundes, der Länder und der Sonder-

vermögen (für die Gemeinden liegen noch

keine Informationen vor) belief sich zusam-

mengenommen auf 33 1�2 Mrd DM und fiel

damit um 11�2 Mrd DM niedriger aus als vor

Jahresfrist. Ausschlaggebend hierfür war, daû

die Einnahmen vor allem aufgrund umfang-

reicher Vermögensveräuûerungen des Bun-

des um rund 4 1�2 % stiegen; das Steuerauf-

kommen war dagegen weiterhin wenig ergie-

big. Die Ausgaben wurden um etwa 3% aus-

geweitet. Auf den einzelnen Ebenen fiel die

Entwicklung recht unterschiedlich aus.

Die Steuererträge1) waren in den ersten drei

Monaten dieses Jahres um 1% höher als in

der entsprechenden Vorjahrszeit, womit sie

insgesamt ebenso mäûig wie im letzten Quar-

tal von 1997 stiegen und weiterhin nicht mit

dem nominalen Wirtschaftswachstum Schritt

hielten. Dabei wurde der Aufkommenszu-

wachs nach dem Jahreswechsel einerseits

durch die Senkung des Solidaritätszuschlags

von 7 1�2 % auf 5 1�2 % und die weitere Erhö-

hung des Grundfreibetrags bei der Einkom-

mensteuer gedämpft. Andererseits wurde er

1 Einschlieûlich der EU-Anteile am deutschen Steuerauf-
kommen, aber ohne die noch nicht bekannten Erträge
aus den Gemeindesteuern.
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jedoch im Vorjahrsvergleich kaum noch vom

Wegfall der Vermögensteuer und der Erhö-

hung des Kindergeldes, die zu der ungünsti-

gen Einnahmenentwicklung des vergangenen

Jahres wesentlich beigetragen hatten, beein-

fluût.

Bei den Einkommensteuern erbrachte die

Lohnsteuer im ersten Quartal gut 2 1�2 % mehr

als ein Jahr zuvor, nachdem sich ihr Aufkom-

men 1997 aufgrund der damaligen Erhöhung

des ± zu Lasten dieser Steuer verbuchten ±

Kindergeldes spürbar vermindert hatte. Das

Ergebnis wurde weiterhin durch den mäûigen

Anstieg der Effektivverdienste und eine noch

rückläufige Beschäftigung beeinfluût. Auûer-

dem wurde der Einnahmenzuwachs etwas

durch die zum Jahresbeginn in Kraft getre-

tene Grundfreibetragserhöhung (um 270 DM

für Ledige bzw. den doppelten Betrag für

Ehepaare) geschmälert. Dagegen könnte sich

aufkommenssteigernd ausgewirkt haben,

daû in Anbetracht des niedrigeren Solidari-

tätszuschlags einige Sonderzahlungen in das

Jahr 1998 verlagert wurden.

Die Veranlagungssteuern wiesen eine gespal-

tene Entwicklung auf. Bei der veranlagten

Einkommensteuer blieben die Steuerein-

gänge um 3�4 Mrd DM hinter den zu Lasten

dieser Steuer verbuchten Auszahlungen zu-

rück, während ein Jahr zuvor ein positives

Aufkommen von 2 1�4 Mrd DM zu verzeichnen

war. Dies ist jedoch im wesentlichen darauf

zurückzuführen, daû die Eigenheimzulage die

Erträge aus der veranlagten Einkommen-

steuer weit mehr als ein Jahr zuvor geschmä-

lert hat. Nunmehr wächst nämlich ein weite-

rer Jahrgang in diese seit 1996 bestehende

Förderung hinein, die ± ebenso wie der frü-

here Sonderausgabenabzug nach §10e

EStG2) ± jeweils über einen Zeitraum von acht

Jahren gewährt wird. Auûerdem sind auch

die (vor allem an Arbeitnehmer) geleisteten

Steuererstattungen kräftig gestiegen. Diese

aufkommensmindernden Einflüsse verdecken

die sich bereits seit dem vierten Quartal 1997

abzeichnende grundsätzliche Besserung in

Form erheblich vergröûerter Vorauszahlun-

gen der Steuerpflichtigen.

Das Aufkommen der Körperschaftsteuer war

im ersten Quartal um gut 10% höher als in

Veränderung gegen Vorjahr in %
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj.
1996

1.Hj. 2.Hj.
1997

1.Vj.

1998

Entwicklung des
Steueraufkommens *)

* Ergebnis im gesamten Bundesgebiet. —
1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.

Deutsche Bundesbank

1,0+

0,5+

0

0,5−

1,0−

1,5−

2,0−

2,5−

2 Die frühere steuerliche Eigenheimförderung wurde gro-
ûenteils schon im Lohnsteuerabzugsverfahren berück-
sichtigt, während die Eigenheimzulage zu Lasten der ver-
anlagten Einkommensteuer verbucht wird; dabei fallen
die Zulagen im ersten Quartal eines Jahres besonders
stark ins Gewicht, weil der März den Hauptzahlungs-
monat hierfür bildet.

Lohnsteuer

Veranlagte
Einkommen-
steuer
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der entsprechenden Vorjahrszeit. Ausschlag-

gebend für diesen kräftigen Zuwachs war of-

fenbar, daû aufgrund der günstigen Gewinn-

entwicklung die Vorauszahlungen für viele

Unternehmen ± zum Teil auch rückwirkend ±

erheblich heraufgesetzt worden sind. Ein re-

tardierender Einfluû ging dagegen vom Aus-

schüttungsverhalten der Unternehmen aus.

So nutzten manche Unternehmen eine ± im

Zusammenhang mit den Steuersatzsenkun-

gen von 1994 getroffene ± Übergangsrege-

lung, die bis Ende dieses Jahres die Möglich-

keit bietet, noch Ausschüttungen aus dem

¹EK 50ª vorzunehmen und damit früher auf

einbehaltene Gewinne gezahlte Körper-

schaftsteuer um 20 Prozentpunkte zu min-

dern.3) Die dadurch entstandenen Ausfälle

wurden freilich zum überwiegenden Teil

durch höhere Einnahmen bei der Kapital-

ertragsteuer auf Dividenden ausgeglichen.4)

Von einer anhaltenden Aufkommensschwä-

che war die Umsatzsteuer geprägt, die im

ersten Quartal sogar gut 1�2 % weniger als in

der entsprechenden Vorjahrszeit erbrachte.

Neben der weiterhin zurückhaltenden priva-

ten Verbrauchsnachfrage schlug sich hierin

auch nieder, daû die ± mit Mehrwertsteuer

belasteten ± staatlichen Sachkäufe im Ge-

folge der notwendigen Konsolidierungsan-

strengungen eingeschränkt wurden. Auf der

anderen Seite haben sich in dem Aufkom-

mensergebnis des ersten Quartals offenbar

noch keine nennenswerten Vorzieheffekte

bei den Umsätzen in Anbetracht der zum

1. April erfolgten Regelsatzerhöhung ausge-

wirkt.

Das Haushaltsergebnis des Bundes hat sich im

ersten Quartal verbessert. Das Defizit verrin-

gerte sich gegenüber dem ± allerdings sehr

hohen ± Vorjahrsbetrag um annähernd 4 Mrd

DM auf 26 Mrd DM. Dies war in erster Linie

auf ein kräftiges Wachstum der Einnahmen

(+ 7%) zurückzuführen. Zwar fielen die

Steuereinnahmen um 2 1�2 % niedriger aus,

Aufkommensentwicklung
wichtiger Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd DM

1. Vierteljahr

Steuerart 1997 1998

Ver-
ände-
rung
gegen
Vor-
jahr
in %

Lohnsteuer 56,9 58,4 + 2,6

Veranlagte Einkommensteuer 2,3 ± 0,7 .

Körperschaftsteuer 8,1 8,9 + 10,3

Umsatzsteuer 59,9 59,5 ± 0,7

Deutsche Bundesbank

3 Zum Jahreswechsel 1998/99 wird die Eigenkapitalkate-
gorie EK 50 ± die vor dem Jahr 1994 gebildete versteu-
erte Gewinnrücklagen betrifft ± in EK 45 umgewandelt,
womit sich der steuerliche Kürzungsanspruch bei dem
Ausschüttungssatz von 30% bei späteren Dividenden-
zahlungen von 20 Prozentpunkten auf 15 Prozentpunkte
vermindert.
4 Dem erwähnten Körperschaftsteuer-Minderungsan-
spruch von 20 Prozentpunkten steht ein positiver Effekt
von 17 1�2 Prozentpunkten bei der Kapitalertragsteuer auf
Dividenden gegenüber (die mit einem Satz von 25% auf
die nach Berücksichtigung des körperschaftsteuerlichen
Ausschüttungssatzes von 30% verbleibenden Dividen-
den erhoben wird). Vor allem infolge der vorgenomme-
nen Sonderausschüttungen haben die nicht veranlagten
Steuern vom Ertrag im ersten Quartal fast 2 Mrd DM
(bzw. gut 57%) mehr als ein Jahr zuvor erbracht.

Umsatzsteuer

Bundeshaushalt
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wobei zu berücksichtigen ist, daû die Ent-

wicklung durch hohe Abführungen an die

EU, die von den Steuereinnahmen des Bundes

abgesetzt werden, negativ beeinfluût wurde.

Dem standen freilich erhebliche Mehreinnah-

men aus Vermögensveräuûerungen gegen-

über. So flossen dem Bundeshaushalt aus

dem Verkauf von Telekom-Anteilen an die

Kreditanstalt für Wiederaufbau rund 8 Mrd

DM zu, und die Veräuûerungen von Sachver-

mögen beliefen sich auf gut 2 Mrd DM; im

ersten Quartal 1997 hatten Beteiligungs- und

Sachvermögensveräuûerungen zusammenge-

nommen lediglich gut 2 Mrd DM erbracht.

Die Ausgaben erhöhten sich im ersten Viertel-

jahr um annähernd 2%. Dabei stiegen die

Zuweisungen an die gesetzliche Rentenversi-

cherung um knapp 6%, was vor allem darauf

zurückzuführen ist, daû bei der Berechnung

des Bundeszuschusses für 1998 eine fiktive

Anhebung des Beitragssatzes zur gesetzli-

chen Rentenversicherung auf 21% (das heiût

den Prozentsatz, der sich ohne die Umfinan-

zierung ergeben hätte) unterstellt wurde.5)

Auch die arbeitsmarktbezogenen Ausgaben

wiesen überdurchschnittliche Zuwachsraten

auf. Die Zuführungen an die Bundesanstalt

für Arbeit und die Ausgaben im Rahmen der

Arbeitslosenhilfe, die direkt über den Bundes-

haushalt finanziert werden, erhöhten sich um

8% beziehungsweise 12%.6) Die Zinsausga-

ben des Bundes nahmen aufgrund einer Häu-

fung von Zinsterminen sogar um 18% zu.

Dagegen wurde der laufende Sachaufwand

gegenüber dem ± allerdings sehr hohen Vor-

jahrsniveau ± gesenkt. Auch die Personalaus-

gaben waren rückläufig (± 5%). Hier dürfte

sich zum einen der im vergangenen Jahr er-

folgte Personalabbau niederschlagen; zum

anderen wurde die Tarifvereinbarung im

öffentlichen Dienst erst im April geschlossen,

so daû die rückwirkend zum Jahresbeginn

vereinbarte Tariferhöhung um 1 1�2 % erst ab

dem zweiten Quartal zu Buch schlagen wird.

Darüber hinaus wurden auch die Zuführun-

gen an die Sondervermögen erheblich ± näm-

lich um mehr als 20% ± reduziert. Dies betraf

zum überwiegenden Teil den Erblasten-

tilgungsfonds, der im laufenden Jahr 5 1�2 Mrd

DM weniger erhält, als ursprünglich festge-

legt worden war.7)

Die Sondervermögen des Bundes wiesen in

den ersten drei Monaten ein Defizit von gut

2 Mrd DM aus, nachdem 1997 noch ein leich-

ter Überschuû erzielt worden war. Diese un-

günstige Entwicklung resultierte zum einen

aus den niedrigeren Zuweisungen des Bundes

an den Erblastentilgungsfonds, so daû dieser

im ersten Quartal nur noch ausgeglichen ab-

schloû, während ein Jahr zuvor ein Überschuû

von 2 Mrd DM zu verzeichnen war. Zum

anderen erhöhte sich das Defizit des ERP-Son-

dervermögens um 1�2 Mrd DM auf gut 1 Mrd

DM, was auf die deutlich belebte Darlehens-

vergabe zurückzuführen ist.

Die Länder verzeichneten in den ersten drei

Monaten des laufenden Jahres ein Defizit in

5 Im weiteren Jahresverlauf werden sich die Zuweisungen
an die gesetzliche Rentenversicherung im Rahmen der
Umfinanzierung zusätzlich durch die Mehreinnahmen
aus der Anhebung des Regelsatzes der Mehrwertsteuer
zum 1. April 1998 erhöhen.
6 Der Zuschuû an die Bundesanstalt für Arbeit fiel wegen
Zahlungsverschiebungen höher aus, als dies zur Deckung
des Defizits der Bundesanstalt notwendig gewesen wäre.
7 Die 1997 beschlossenen Kürzungen der Bundeszuwei-
sungen um 6 Mrd DM waren erst in der zweiten Jahres-
hälfte wirksam geworden.

Sonder-
vermögen

Länder
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Höhe von gut 5 Mrd DM; das Ergebnis ent-

sprach damit etwa dem im vergleichbaren

Vorjahrszeitraum. Sowohl die Einnahmen als

auch die Ausgaben stiegen gegenüber dem

ersten Quartal 1997 um rund 1%. Dabei stellt

sich die Situation im alten Bundesgebiet (ein-

schlieûlich Berlin) und den neuen Bundeslän-

dern unterschiedlich dar. In den alten Ländern

konnten die Defizite um 11�2 Mrd DM auf gut

5 1�2 Mrd DM zurückgeführt werden. Die Ein-

nahmen wuchsen um knapp 3 1�2 %, wobei

sich die Steuereinnahmen um gut 2 1�2 % er-

höhten. Ausschlaggebend war in diesem Zu-

sammenhang die günstigere Entwicklung bei

den Ländersteuern. Hier fielen nunmehr die

Mehreinnahmen aufgrund der Anfang letz-

ten Jahres zur Kompensation des Wegfalls

der Vermögensteuer in Kraft getretenen Re-

form der Erbschaftsteuer sowie der Anhe-

bung der Grunderwerbsteuer stärker ins Ge-

wicht. Die Ausgaben wurden um rund 11�2 %

ausgeweitet, wobei die Personalausgaben

nahezu unverändert blieben. Die neuen Bun-

desländer schlossen praktisch ausgeglichen

ab, nachdem 1997 noch ein Überschuû von

2 Mrd DM entstanden war. Hier schlug be-

sonders der Rückgang der Steuereinnahmen

um knapp 9% zu Buch. Diese ungünstige

Entwicklung dürfte freilich auf die mitunter

recht starken Schwankungen im Jahresverlauf

zurückzuführen sein; für das gesamte Jahr ist

auch in den neuen Bundesländern ein Zu-

wachs der Steuereinnahmen zu erwarten. Die

Ausgaben sanken um 2%, wobei allerdings

Sondereinflüsse in einem Land eine erheb-

liche Rolle spielten.

In Anbetracht der weiterhin hohen Finanzie-

rungsdefizite haben die Gebietskörperschaf-

ten in den ersten Monaten des Jahres die Kre-

ditmärkte stark in Anspruch genommen. Im

ersten Quartal belief sich ihre Neuverschul-

dung auf 29 Mrd DM, und im April wurde die

Verschuldung um 17 Mrd DM ausgeweitet.

Dabei wurden in den ersten vier Monaten zu-

sammengenommen die Wertpapierverschul-

dung um 20 1�2 Mrd DM und die Verbindlich-

keiten aus Schuldscheindarlehen um gut

vierteljährlich
Mrd DM

Mrd DM

Länder

I II III IV

Sondervermögen

1997

1998

Bund

Finanzierungssalden der
Gebietskörperschaften
(ohne Gemeinden)

Deutsche Bundesbank

0

6−

12−

18−

12+

6+

0

6−

0

6−

12−

18−

24−

30−

Nettokredit-
aufnahme
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17 Mrd DM erhöht; auch die Geldmarktkre-

dite wurden um 8 1�2 Mrd DM aufgestockt.

Im Vordergrund stand die Kreditaufnahme

des Bundes, die sich von Januar bis April auf

netto 36 1�2 Mrd DM belief. Ins Gewicht fielen

hier vor allem die Neuverschuldung über An-

leihen (+ 23 Mrd DM) und Schatzanweisun-

gen (+ 8 Mrd DM) sowie die am Geldmarkt

beschafften Mittel (+ 12 Mrd DM). Die Ver-

bindlichkeiten in Bundesobligationen (± 3 1�2

Mrd DM), Bundesschatzbriefen (± 11�2 Mrd

DM) und Schuldscheindarlehen (± 1 Mrd DM)

wurden dagegen abgebaut. Die Sonderver-

mögen reduzierten ihre Verschuldung um 3 1�2

Mrd DM; Obligationen wurden in Höhe von 8

Mrd DM zurückgezahlt, während vor allem

über Anleihen (+ 3 1�2 Mrd DM) Mittel be-

schafft wurden. Die Nettokreditaufnahme der

Länder betrug 111�2 Mrd DM, wobei insbeson-

dere die Zunahme der Schuldscheindarlehen

(+ 16 Mrd DM) zu Buch schlug; kurzfristige

Überbrückungskredite von Banken (± 3 1�2

Mrd DM) und Länderanleihen (± 11�2 Mrd DM)

wurden dagegen per saldo getilgt. Auf der

kommunalen Ebene betrug die Neuverschul-

dung in den ersten vier Monaten des Jahres

schätzungsweise 11�2 Mrd DM.

Tendenzen im Gesamtjahr 1998

und weitere Perspektiven

Die Haushaltspläne des Bundes und der Län-

der für das laufende Jahr erscheinen aus heu-

tiger Sicht weitgehend realistisch. Im Gegen-

satz zu den vorangegangenen Jahren zeich-

nen sich derzeit keine drastischen Steueraus-

fälle ab. Für die Entwicklung auf der Einnah-

menseite wird es darüber hinaus aber von Be-

deutung sein, inwieweit die umfangreichen

in den Budgets veranschlagten Vermögens-

veräuûerungen im Verlauf des Jahres tatsäch-

lich realisiert werden. Auf der Ausgabenseite

sind derzeit ebenfalls keine gröûeren Abwei-

chungen von den Planansätzen der Gebiets-

körperschaften ersichtlich; dies gilt vor allem

für die arbeitsmarktbedingten Ausgaben.

Auch für die Personalaufwendungen dürfte

nach dem maûvollen Tarifabschluû im öffent-

lichen Dienst im wesentlichen Vorsorge ge-

troffen sein.

Für das Steueraufkommen wird im laufenden

Jahr nach der im Mai erstellten neuen offiziel-

len Prognose mit einem Zuwachs von 2,9%

gerechnet. Die Erwartungen haben sich damit

gegenüber der vergleichbaren Schätzung

vom Herbst ± das heiût bereinigt um die da-

Marktmäûige Nettokreditaufnahme
der Gebietskörperschaften

Mrd DM

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere

Schuld-
schein-
dar-
lehen 1)

Nach-
richtlich:
Erwerb
staat-
licher
Schuld-
titel
durch
das
Ausland

1987 + 50,0 + 46,8 + 3,6 + 18,8
1988 + 54,0 + 42,1 + 12,2 + 6,6
1989 + 25,8 + 32,9 ± 6,8 + 18,8
1990 2) + 112,2 + 90,9 + 21,7 + 15,1
1991 3) + 106,8 + 71,3 + 35,8 + 50,9
1992 + 102,4 + 95,0 + 7,9 + 59,4
1993 + 159,1 + 120,3 + 39,3 + 109,1
1994 4) + 85,8 + 45,6 + 40,6 ± 20,9
1995 5) + 97,6 + 32,6 + 81,4 + 62,1
1996 + 123,3 + 65,2 + 73,7 + 57,3
1997 ts) + 94,2 + 65,9 + 38,5 + 77,2
darunter:
Jan./April ts) + 43,6 + 39,7 + 8,6 .
1998
Jan./April ts) + 46,0 + 20,4 + 25,6 .

1 Einschl. Kassenverstärkungs- bzw. Kassenkredite und
Geldmarktkredite. Ð 2 Einschl. DDR-Staatshaushalt
(1.7. bis 2.10.1990). Ð 3 Ab 1991 einschl. ostdeutscher
Länder und Gemeinden. Ohne vom Bund übernom-
mene Schulden der Bundesbahn. Ð 4 Ab 1994 einschl.
Bundeseisenbahnvermögen. Ð 5 Ab 1995 einschl. Erb-
lastentilgungsfonds.

Deutsche Bundesbank

Planansätze
weitgehend
realistisch Ergebnis der

jüngsten
Steuer-
schätzung
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mals noch nicht berücksichtigte Umsatz-

steuererhöhung ± um 3 Mrd DM verringert,

was nach den drastischen Korrekturen der

vergangenen Jahre freilich als Zeichen für

eine allmähliche Stabilisierung der Aufkom-

mensentwicklung zu werten ist. Ausschlagge-

bend für die leichten Abstriche gegenüber

der früheren Prognose ist, daû das Wachstum

des Bruttoinlandsprodukts im laufenden Jahr

etwas geringer eingeschätzt wird als im

Herbst vorigen Jahres (nominal 4% nach fast

4 1�2 %).8) Für das Lohnsteueraufkommen

schlägt dabei zu Buch, daû im Vergleich zu

den damaligen Annahmen die Effektivver-

dienste voraussichtlich etwas schwächer zu-

nehmen werden. Hinzu kommen Ausfälle bei

der Umsatzsteuer, die darauf zurückzuführen

sind, daû die Inlandsnachfrage in etwas ge-

ringerem Maû wachsen wird als im Herbst

vorigen Jahres angenommen. Andererseits

konnten vor allem die Aufkommenserwartun-

gen für die Körperschaftsteuer und die nicht

veranlagten Steuern vom Ertrag ± die haupt-

sächlich die Kapitalertragsteuer auf Dividen-

den umfassen ± nach oben revidiert werden,

nachdem hier die bisherige Einnahmenent-

wicklung die Erwartungen übertroffen hat.

Alles in allem wird die Zunahme der Steuerer-

träge dennoch im laufenden Jahr voraussicht-

lich noch nicht mit dem nominalen Wirt-

schaftswachstum Schritt halten. Die Volks-

wirtschaftliche Steuerquote wird sich viel-

mehr 1998 der neuen offiziellen Schätzung

zufolge noch um einen viertel Prozentpunkt

auf knapp 21,7% (in finanzstatistischer Ab-

grenzung) verringern, obwohl sich die Aus-

wirkungen der Umsatzsteuererhöhung und

der Senkung des Solidaritätszuschlags sowie

der Grundfreibetragserhöhung bei der Ein-

kommensteuer in diesem Jahr weitgehend

die Waage halten. Ein Grund für die unter-

proportionale Zunahme der Steuererträge

dürfte darin liegen, daû die Gegenfinanzie-

rung für die Abschaffung der Gewerbekapi-

talsteuer ± vor allem in Form verminderter

Rückstellungsmöglichkeiten für die Unterneh-

men ± erst verzögert aufkommenswirksam

wird.

Im Bundeshaushaltsplan ist im Vergleich zum

Jahr 1997 eine Reduzierung des Finanzie-

rungsdefizits um 7 Mrd DM auf 56 1�2 Mrd

DM vorgesehen. Gemäû der jüngsten Steuer-

Mrd DM

1996 1997 1998 1999

= Prognose vom...

Ist

Ist

...Nov 97

...Mai 97

...Mai 98

Offizielle Steuerschätzungen
im Vergleich *)

* Die Abweichungen für die einzelnen Jah-
re geben die Schätzdifferenz bei vergleich-
barem Steuerrecht wieder.

Deutsche Bundesbank
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8 Das reale Wirtschaftswachstum wird sich 1998 nach
den ± der offiziellen Steuerschätzung zugrunde gelegten
± neuen Annahmen des Bundeswirtschaftsministeriums
auf 2 1�2 % bis 3% belaufen gegenüber einem erwarteten
Plus von 3% im Herbst vorigen Jahres.

Bund
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schätzung belaufen sich die Steuerausfälle

gegenüber den Budgetansätzen nur auf rund

11�2 Mrd DM (vor Jahresfrist hatten sich für

1997 Mindereinnahmen von 9 Mrd DM abge-

zeichnet). Es bleibt abzuwarten, ob die Ein-

nahmen aus Vermögensveräuûerungen voll

realisiert werden. Sie sind (Beteiligungs- und

Sachvermögensveräuûerungen zusammenge-

nommen) mit 36 1�2 Mrd DM veranschlagt

worden, nachdem 1997 nur 13 Mrd DM er-

reicht worden waren. Hierbei entfällt der

gröûte Teil auf den Verkauf von Bundesan-

teilen an der Deutschen Telekom AG an die

Kreditanstalt für Wiederaufbau. Auf der Aus-

gabenseite zeichnen sich im laufenden Jahr ±

im Gegensatz zum Vorjahr ± keine arbeits-

marktbedingten Mehrbelastungen gegen-

über den Planungen ab. Auch die jüngst von

der Bundesregierung verabschiedeten Maû-

nahmen zur Förderung der Beschäftigung sol-

len das Ausgabenvolumen insgesamt nicht

erhöhen, sondern es soll die Verausgabung

bereits veranschlagter Mittel sichergestellt be-

ziehungsweise innerhalb der Ausgabenan-

sätze umgeschichtet werden. Zu einer Entla-

stung des Bundes um gut 1 Mrd DM wird die

jüngst von Bundesrat und Bundestag be-

schlossene Reduzierung der Mittelzuführung

an den Fonds ¹Deutsche Einheitª führen.9)

Hierbei wurden durch eine Gesetzesänderung

± entsprechend der Vorgehensweise beim

Erblastentilgungsfonds in 1997 und 1998 ±

die ursprünglich festgesetzten Annuitäten,

die bei niedrigem Zinsniveau eine schnellere

Tilgung der in diesen Fonds geparkten Schul-

den erlaubt hätten, gekürzt.

Die Sondervermögen zusammengenommen

werden im Jahr 1998 erheblich besser ab-

schneiden als im vorangegangenen Jahr, in

dem ein Überschuû von rund 13 Mrd DM ent-

standen war. Ausschlaggebend hierfür ist,

daû dem Erblastentilgungsfonds im laufen-

den Jahr aus dem Bundesbankgewinn auf-

grund des auûerordentlich hohen Volumens

17 Mrd DM nach knapp 2 Mrd DM im Vorjahr

zuflieûen. Dem stehen allerdings die erwähn-

ten Kürzungen der Bundeszuweisungen

gegenüber. Darüber hinaus dürften Sonder-

einnahmen im Zusammenhang mit in der

Vergangenheit zugeteilten Ausgleichsforde-

rungen an Gewicht verlieren. Auf der Ausga-

benseite wird sich bei den Sondervermögen,

die nahezu ein Viertel der öffentlichen Ver-

schuldung auf sich vereinen, das weiterhin

niedrige Zinsniveau positiv auswirken.

Die Haushaltspläne der Länder sehen eine

Rückführung der Defizite um rund 7 Mrd DM

auf etwa 30 Mrd DM vor. Gemäû der jüng-

sten Steuerschätzung zeichnen sich Ausfälle

von 11�2 Mrd DM gegenüber der den Plänen

zumeist zugrundeliegenden Herbstschätzung

ab. Darüber hinaus ist auch bei den Ländern

von groûer Bedeutung, daû die in die Budgets

eingestellten hohen Vermögensveräuûerun-

gen realisiert werden können. Auf der Ausga-

benseite ist ein Zuwachs von 1% veran-

schlagt. Dabei dürfte dem Tarifabschluû im

öffentlichen Dienst weitgehend Rechnung

getragen sein. Freilich wird insgesamt ein

sehr sparsames Ausgabenverhalten notwen-

dig sein, wenn die Haushaltsansätze einge-

halten werden sollen. Eine Entlastung für die

9 Die westdeutschen Länder und Gemeinden werden
1998 um fast 2 Mrd DM entlastet. Insgesamt werden die
Zuführungen an den Fonds ¹Deutsche Einheitª auch in
den kommenden zwei Jahren um jeweils 3 Mrd DM ge-
senkt.

Sonder-
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westdeutschen Bundesländer wird sich aller-

dings aus der erwähnten Kürzung der Zufüh-

rungen an den Fonds ¹Deutsche Einheitª er-

geben.

Die Finanzlage der Gemeinden wird sich vor-

aussichtlich im Vergleich zum Vorjahr, in dem

ein Defizit in Höhe von 6 1�2 Mrd DM zu ver-

zeichnen war, etwas verschlechtern. Die Ein-

nahmen dürften sich angesichts weiterhin re-

striktiv gehaltener Zuweisungen seitens der

Länder nur leicht ausweiten, während auf der

Ausgabenseite ein etwas stärkerer Zuwachs

zu erwarten ist. Hier schlägt sich unter ande-

rem nieder, daû sich aus der Einführung der

Pflegeversicherung nun keine zusätzlichen

Entlastungen bei den Sozialhilfeausgaben

mehr ergeben. Sie werden deshalb voraus-

sichtlich wieder zunehmen, nachdem sie

1997 noch zurückgegangen waren. Die Inve-

stitionsausgaben dürften auch im laufenden

Jahr weiter sinken, wenngleich sich die rück-

läufige Tendenz im Vergleich zum Vorjahr

wohl abschwächen wird.

In der haushaltsmäûigen (finanzstatistischen)

Abgrenzung werden die Gebietskörperschaf-

ten ihre Defizite im laufenden Jahr im Ver-

gleich zum Vorjahr (rund 95 Mrd DM) erheb-

lich reduzieren, wozu neben dem Bund und

den Ländern insbesondere die Sondervermö-

gen beitragen. Darüber hinaus wird sich auch

die finanzielle Lage der Sozialversicherungen,

die 1997 Überschüsse in Höhe von gut 5 Mrd

DM aufgewiesen hatten, nochmals deutlich

verbessern. Dies gilt vor allem für die gesetz-

liche Rentenversicherung, die den durch die

Anhebung der Mehrwertsteuer finanzierten

zusätzlichen Bundeszuschuû vereinnahmen

wird. Insgesamt könnten sich die Defizite der

öffentlichen Haushalte in der finanzstatisti-

schen Abgrenzung um eine Gröûenordnung

von 30 Mrd DM verringern. Diese beträcht-

liche Rückführung der öffentlichen Defizite

darf freilich nicht darüber hinwegtäuschen,

daû noch erhebliche dauerhafte Konsolidie-

rungsschritte erforderlich sind. Die im Ver-

gleich zum Vorjahr niedrigeren Defizite resul-

tieren vor allem aus einmaligen Einnahmen,

die nicht zu einer nachhaltigen Verbesserung

der Lage der öffentlichen Finanzen führen.

In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen

Gesamtrechnungen stellt sich die Entwick-

lung der öffentlichen Haushalte denn auch

deutlich ungünstiger dar. In diesem statisti-

schen Konzept, das auch dem Maastricht-

Vertrag zugrunde liegt, werden ± im Gegen-

satz zur Finanzstatistik ± insbesondere Ein-

nahmen und Ausgaben, die lediglich aus

einer Umschichtung im Finanzvermögen re-

sultieren (beispielsweise Beteiligungsveräuûe-

rungen oder Darlehensvergaben), defizitneu-

tral erfaût. Somit werden die umfangreichen

Privatisierungserlöse des Staates im laufenden

Jahr oder auch die aus der Höherbewertung

der Devisenreserven der Bundesbank resultie-

renden Mehreinnahmen des Erblastentil-

gungsfonds in den VGR nicht als defizitmin-

dernde Einnahmen verbucht.

Damit wird deutlich, daû es zwingend erfor-

derlich ist, den im vergangenen Jahr eingelei-

teten Rückgang der Staatsquote mittelfristig

fortzuführen, auch um Spielräume für die

Milderung der drückenden Abgabenbela-

stung zu eröffnen. Darüber hinaus macht der

auf deutsche Initiative hin beschlossene Stabi-

Gemeinden

Deutliche
Rückführung
der Defizite in
haushalts-
mäûiger
Abgrenzung

Verbesserung
gemäû VGR
deutlich
geringer

Erfordernis
dauerhafter
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litäts- und Wachstumspakt eine Haushalts-

position ± in Abgrenzung der VGR ± erforder-

lich, die in wirtschaftlichen Normallagen

nahezu ausgeglichen ist oder einen Über-

schuû aufweist. Die Bedeutung dieser Zielset-

zung wurde nochmals durch die Zusatzerklä-

rung des Europäischen Rats unterstrichen, die

auf Anregung Deutschlands anläûlich der

Auswahl der Teilnehmerländer an der Wäh-

rungsunion abgegeben wurde.

Sozialversicherungen

Die Rentenversicherung der Arbeiter und An-

gestellten verzeichnete im ersten Quartal

1998 ein Defizit von 3,8 Mrd DM im Vergleich

zu 1,0 Mrd DM in der gleichen Vorjahrszeit.

Diese deutliche Verschlechterung entspricht

jedoch nicht der für das ganze Jahr zu erwar-

tenden Tendenz. Zum einen war 1997 das Er-

gebnis des ersten Quartals besonders günstig

ausgefallen, weil die damalige Verkürzung

von Zahlungsfristen für einmalige Beitrags-

mehreinnahmen im Januar gesorgt hatte.

Zum anderen wird der durch die Anhebung

der Mehrwertsteuer finanzierte zusätzliche

Bundeszuschuû, mit dem eine ansonsten er-

forderliche weitere Erhöhung des Beitragssat-

zes im laufenden Jahr vermieden worden ist,

erst ab April gezahlt.

Die Rentenausgaben wuchsen im ersten

Quartal in den alten Bundesländern um

knapp 4% und damit wegen der weiteren

Zunahme der Zahl der Renten wesentlich

stärker, als es der Rentenanpassung zur Jah-

resmitte 1997 in Höhe von 1,65% entspro-

chen hätte. In den neuen Ländern betrug der

Anstieg der Rentenausgaben 5% und lag da-

mit unter der Rentenanpassung von 5,55%.

Hier wirkte sich das weitere Abschmelzen der

¹Auffüllbeträgeª, das heiût der übergangs-

weise gewährten Rentenbestandteile, die

nicht durch das gesamtdeutsche Rentenrecht

fundiert sind, ausgabendämpfend aus. Insge-

samt nahmen die Ausgaben der Rentenver-

sicherung um gut 4% zu. Die Einnahmen

waren dagegen vor allem wegen der

schwachen Beitragsentwicklung nur um gut

1% höher als vor Jahresfrist.

Zum 1. Juli 1998 werden die Renten entspre-

chend der Nettolohnentwicklung des Vorjah-

res im Westen um 0,44% und im Osten um

0,89% angehoben; die Anpassungen fallen

somit deutlich niedriger aus als im vergange-

nen Jahr. Die ostdeutsche Netto-Eckrente er-

vierteljährlich
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höht sich damit von 85,2% auf 85,5% des

West-Niveaus. Zum gleichen Zeitpunkt tritt ±

für den gesamten Rentenbestand ± die ver-

besserte Anrechnung von Leistungen der Kin-

dererziehung in Kraft: Zeiten der Kindererzie-

hung werden künftig zusätzlich zu einer

gleichzeitigen Beitragszeit aus Erwerbstätig-

keit berücksichtigt (additive Anrechnung);

auûerdem wird das den Erziehungszeiten zu-

grunde zu legende Entgelt von 75% auf

85% des Durchschnittsentgelts erhöht.10) Die

hieraus resultierenden Mehrbelastungen der

Rentenversicherung werden für 1998 auf

1 Mrd DM geschätzt.

Im Gesamtjahr 1998 dürfte die Rentenver-

sicherung vor allem wegen der Zahlung des

zusätzlichen Bundeszuschusses einen be-

trächtlichen Überschuû erzielen, nachdem sie

im Vorjahr nahezu ausgeglichen abgeschlos-

sen hatte. Allerdings dürfte das Ziel, die

Schwankungsreserve bis zum Jahresende auf

den gesetzlich vorgeschriebenen Mindest-

stand von einer Monatsausgabe aufzustok-

ken, insbesondere wegen der weiterhin an-

haltenden Beitragsschwäche noch nicht ganz

erreicht werden. Für 1999 muû deshalb er-

neut ein Überschuû angestrebt werden, der

allerdings erheblich geringer ausfallen kann

als 1998.

Bei der Bundesanstalt für Arbeit war das Fi-

nanzergebnis des ersten Quartals durch Ein-

maleffekte erheblich beeinfluût. Das in dieser

Zeit entstandene Defizit betrug nur 1,4 Mrd

DM im Vergleich zu 5,1 Mrd DM im ersten

Quartal 1997. Ausschlaggebend hierfür war,

daû seit Jahresbeginn 1998 sämtliche Zahlun-

gen für Lohnersatzleistungen nicht mehr alle

vierzehn Tage, sondern nur noch monatlich ±

und zwar am Anfang des Folgemonats ± ge-

leistet werden.11) Die Ausgaben nahmen vor

allem deshalb im ersten Quartal trotz der im

Vorjahrsvergleich weiter gestiegenen Arbeits-

losigkeit um 17% ab. Andererseits gingen

vierteljährlich
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auch die Einnahmen um fast 3 1�2 % zurück,

wozu neben der schwachen Entwicklung der

Beitragseingänge auch deutlich geringere

sonstige Einnahmen beitrugen.

Im laufenden Jahr wird ein verstärkter Einsatz

des Instrumentariums der aktiven Arbeits-

marktpolitik angestrebt, nachdem im vergan-

genen Jahr die hierfür veranschlagten Mittel

nicht ausgeschöpft worden sind und die Zahl

der Teilnehmer an Fördermaûnahmen deut-

lich zurückgegangen ist. Durch eine flexiblere

Gestaltung des Haushaltsvollzugs sowie die

Bereitstellung zusätzlicher Mittel zur Kofinan-

zierung von Arbeitsbeschaffungsmaûnahmen

vor allem für Gemeinden und gemeinnützige

Träger in Ostdeutschland soll eine vollstän-

dige Ausschöpfung der Ansätze für die beruf-

liche Förderung sichergestellt werden, was

im weiteren Jahresverlauf eine kräftige Zu-

nahme der für diese Zwecke vorgesehenen

Aufwendungen impliziert. Für die Zahlung

von Arbeitslosengeld sind im Haushaltsplan

der Bundesanstalt für Arbeit um 2% höhere

Ausgaben als 1997 vorgesehen, wobei eine

im Jahresdurchschnitt ungefähr gleichblei-

bende Zahl von Arbeitslosen unterstellt ist.

Angesichts der sich in jüngster Zeit abzeich-

nenden Besserung auf dem Arbeitsmarkt ist

nicht mit einem Überschreiten des Ansatzes

zu rechnen. Insgesamt ist im Haushaltsplan

ein vom Bund zu finanzierendes Defizit von

gut 14 Mrd DM veranschlagt, nachdem im

Vorjahr die Ausgaben um 9 1�2 Mrd DM über

die Einnahmen hinausgegangen sind.

Die gesetzliche Krankenversicherung stand

am Jahresbeginn im Zeichen der zur Jahres-

mitte 1997 in Kraft getretenen Gesetze zur

Kostendämpfung im Gesundheitsbereich, die

vor allem erhöhte Zuzahlungen der Ver-

sicherten umfassen. Im ersten Vierteljahr

1998 sind deshalb ersten Eckwerten zufolge

die gesamten Ausgaben um rund 1�2 %

zurückgegangen. Die Einnahmen wuchsen

dagegen um 2 1�2 %, wozu auch beitrug, daû

der durchschnittliche Beitragssatz etwas

höher lag als ein Jahr zuvor. Er betrug in den

ersten Monaten dieses Jahres 13,6% des

versicherungspflichtigen Entgelts in den alten

und 14,0% in den neuen Bundesländern. Im

ersten Quartal schlossen die gesetzlichen

Krankenkassen damit deutlich günstiger ab

als ein Jahr zuvor; ihr Defizit betrug lediglich
1�2 Mrd DM gegenüber 2 1�2 Mrd DM im ent-

sprechenden Vorjahrszeitraum. Zwar wird

sich nach der Jahresmitte die durch die Ko-

stendämpfungsmaûnahmen bedingte Ver-

besserung nicht mehr fortsetzen, doch dürfte

die Krankenversicherung auf das ganze Jahr

gesehen eher einen höheren Überschuû er-

zielen als im vergangenen Jahr, in dem er

rund 1 Mrd DM betrug. Damit ist zunächst

die Gefahr eines weiteren Beitragssatzan-

stiegs gebannt.
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Kranken-
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